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Gemeinde Extertal 
 
636 Öffentliche Auslegung des Entwurfs der Haus-

haltssatzung der Gemeinde Extertal mit Haus-
haltsplan und Anlagen für das Haushaltsjahr 
2015 

 
Es wird hiermit bekannt gemacht, dass der Entwurf der 
Haushaltssatzung der Gemeinde Extertal für das Haus-
haltsjahr 2015 mit Haushaltsplan und Anlagen gemäß § 80 
Abs. 
3 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV.NRW. S.666) in der z.Zt. geltenden Fassung ab dem 
05. Januar 2015 für die Dauer des Beratungsverfahrens im 
Rat im Rathaus Extertal, Zimmer 113, 1. OG, während der 
Dienststunden öffentlich ausliegt. 
 
Einwohner oder Abgabepflichtige können gegen den Ent-
wurf der Haushaltssatzung der Gemeinde Extertal mit 
Haushaltsplan und Anlagen für das Haushaltsjahr 2015 in-
nerhalb einer Frist von vierzehn Tagen nach Beginn der 
Auslegung Einwendungen schriftlich oder zur Niederschrift 
bei der Gemeinde Extertal, Der Bürgermeister, Mittelstr. 36, 
32699 Extertal, erheben. Über die Einwendungen ent-
scheidet der Rat der Gemeinde Extertal in öffentlicher Sit-
zung. 
 
32699 Extertal, den 18.12.2014  
 
Der Bürgermeister 
 
 
Hoppenberg 

Kr.Bl.Lippe 29.12.2014 
 
 
 
637 1. Satzung zur Änderung der Friedhofssatzung 

der Gemeinde Extertal für die von der Gemein-
de Extertal bewirtschafteten kommunalen und 
kirchlichen Friedhöfe vom 22.12.2014 

 
Aufgrund von § 4 des Bestattungsgesetzes NRW in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 17. Juni 2003 (GV. 
NRW S. 313) § 7 Abs. 2 i.V.m. § 41 Abs. 1 Satz 2 Buch-
stabe f der Gemeindeordnung NRW in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW S. 666), in 
den jeweils gültigen Fassungen, hat der Rat der Gemeinde 
Extertal in seiner Sitzung am 18.12.2014 folgende Satzung 
beschlossen: 
 

§ 1 
 
Die Friedhofssatzung der Gemeinde Extertal für die von 
der Gemeinde Extertal bewirtschafteten kommunalen und 
kirchlichen Friedhöfe vom 20.05.2008 wird wie folgt geän-
dert: 
 
§ 8 Abs. 5, § 9 Abs. 2, § 11 und § 15 erhalten folgende 
Fassung: 
 
 
 
 
 
 

 
§ 8 

Anzeigepflicht und Bestattungszeit 
 
(5) Erdbestattungen und Einäscherungen müssen inner-
halb von zehn Tagen nach Eintritt des Todes erfolgen. 
Aschen müssen spätestens sechs Wochen nach der Ein-
äscherung bestattet werden, anderenfalls werden sie auf 
Kosten des Bestattungspflichtigen in einer Rasenurnenrei-
hengrabstätte bestattet. 
 

§ 9 
Särge und Urnen 

 
(2) Särge und Urnen müssen so beschaffen sein, dass die 
chemische, physikalische oder biologische Beschaffenheit 
des Bodens oder des Grundwassers nicht nachteilig ver-
ändert wird und bei Särgen die Verwesung der Leichen in-
nerhalb der Ruhezeit ermöglicht wird. Die Särge müssen 
fest gefügt und so abgedichtet sein, dass jedes Durchsi-
ckern von Feuchtigkeit ausgeschlossen ist. Särge, 
Sargausstattungen und -beigaben, Sargabdichtungen und 
Überurnen müssen zur Vermeidung von Umweltbelastun-
gen aus leicht verrottbaren Werkstoffen hergestellt sein. 
Sie dürfen keine PVC-, PCP-, formaldehydabspaltenden, 
nitrozellulosehaltigen oder sonstigen umweltgefährdenden 
Lacke oder Zusätze enthalten; Urnen für Baumbestattun-
gen müssen verrottbar sein (biologisch abbaubar). Die 
Kleidung der Leiche soll nur aus Papierstoff und Naturtexti-
lien bestehen. 
 

§ 11 
Ruhefrist 

 
Die Ruhefrist bis zur Wiederbelegung einer Grabstelle be-
trägt für Leichen auf allen Friedhöfen der Gemeinde 30 
Jahre. Für Aschen beträgt die Ruhefrist auf allen Friedhö-
fen 20 Jahre. 
 

§ 15 
Arten der Grabstätten 

 
(2) Die Gräber werden unterschieden in: 
 

a) Reihengrabstätten 
b) Rasenreihengrabstätten 
c) Wahlgrabstätten 
d) anonyme Reihengrabstätten 
e) Urnenreihengrabstätten 
f) Rasenurnenreihengrabstätten 
g) Urnenwahlgrabstätten 
h) anonyme Urnenreihengrabstätten 
i) Baumurnenwahlgrabstätten. 

 
Nach § 21 wird folgender § 21 a eingefügt: 
 

§ 21 a 
Baumurnenwahlgräber 

 
(1) Baumurnenwahlgrabstätten sind für Urnenbestattungen 
bestimmte Grabstätten, an denen auf Antrag ein Nutzungs-
recht für die Dauer von 20 Jahren (Nutzungszeit) verliehen 
und deren Lage im Benehmen mit dem Erwerber festgelegt 
wird. Nutzungsrechte an Baumurnenwahlgrabstätten wer-
den anlässlich eines Todesfalles verliehen. Die Friedhofs-
verwaltung kann die Erteilung eines Nutzungsrechts ableh-
nen, insbesondere, wenn die Schließung nach § 4 beab-
sichtigt ist. 
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(2) Die Grabfelder der Baumurnenwahlgräber sind Rasen-
flächen mit Baumbestand, die von der Friedhofsverwaltung 
unterhalten werden. Die Namen der Verstorbenen werden 
auf Antrag von den Angehörigen an eine von der Fried-
hofsverwaltung aufgestellte Stele angebracht. Die Anbrin-
gung der Namenstafeln hat in Abstimmung mit der Fried-
hofsverwaltung von den Nutzungsberechtigten zu erfolgen. 
Grabhügel, andere Grabmale, Einfassungen, Anpflanzun-
gen, Grabschmuck o.ä. sowie eine private Grabpflege sind 
nicht gestattet. Die Gestaltung und Pflege unterliegt der 
Friedhofsverwaltung. Das Grabfeld bleibt weitestgehend 
der Natur überlassen.  
 
(3) Die Maße einer Baumurnenwahlgrabstätte betragen 
0,40 m x 0,40 m. 
 
(4) Baumurnenwahlgrabstätten werden als einstellige 
Grabstätten vergeben. 
 
(5) Baumurnenbestattungen sind auf den Friedhöfen Exter-
tal-Almena, Extertal-Asmissen, Extertal-Bösingfeld und Ex-
tertal-Silixen möglich. 
 
(6) Wird ein Baum aus Sicherheitsgründen gefällt oder ist 
er durch Windbruch bzw. Krankheit abgängig, erfolgt eine 
Neuanpflanzung. Sollte eine Neuanpflanzung nicht möglich 
sein, bleibt der Baumstumpf zur Wahrung der Totenruhe 
erhalten. 
 
(7) Das Nutzungsrecht kann in  der Regel wiedererworben 
werden. Ein Wiedererwerb ist nur auf Antrag gegen Zah-
lung einer Gebühr nach der jeweils geltenden Gebühren-
satzung für einen weiteren Nutzungszeitraum von 20 Jah-
ren möglich. 
 
(8) § 17 Abs. 6, 8 – 11 sowie 13 – 17 gelten entsprechend.  
 

§ 2 
 
Die vorstehende 1. Änderungssatzung tritt am 01.01.2015 
in Kraft; ggf. entgegenstehende ortsrechtliche Vorschriften 
treten außer Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die 1. Satzung zur Änderung der Friedhofssatzung der 
Gemeinde Extertal für die von der Gemeinde Extertal be-
wirtschafteten kommunalen und kirchlichen Friedhöfe vom 
22.12.2014 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b)  diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden, 
 
c)  der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
 

 
d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 

der Gemeinde Extertal vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Extertal, den 22.12.2014 
 
Gemeinde Extertal 
Der Bürgermeister 
 
 
Hans Hoppenberg 

Kr.Bl.Lippe 29.12.2014 
 
 
 
638 Friedhofsgebührensatzung der Gemeinde Ex-

tertal vom 22.12.2014 
 
Aufgrund des § 7 Abs. 1 i. V. m. § 41 Abs. 1 Satz 2 Buch-
stabe F der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. 
Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), der §§ 1, 2, 4, 5 und 6 des 
Kommunalabgabengesetz für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 21. Oktober 1969 (GV. NW. S. 712), sowie 
des § 32 der Friedhofssatzung der Gemeinde Extertal für 
die von der Gemeinde Extertal bewirtschafteten kommuna-
len und kirchlichen Friedhöfe vom 20.05.2008, in den je-
weils gültigen Fassungen, hat der Rat der Gemeinde Exter-
tal in seiner Sitzung am 18.12.2014  folgende Friedhofsge-
bührensatzung der Gemeinde Extertal beschlossen: 
 

§ 1 
Gebührenpflicht 

 
Für die Benutzung der von der Gemeinde Extertal bewirt-
schafteten kommunalen und kirchlichen Friedhöfe und der 
Bestattungseinrichtungen sowie für weitere Leistungen der 
Friedhofsverwaltung werden nach Maßgabe dieser Sat-
zung Gebühren erhoben.  
 

§ 2 
Gebührenschuldner 

 
Zur Zahlung der Gebühren ist der Antragsteller oder die 
Person, in dessen Auftrag der Friedhof oder die Bestat-
tungseinrichtungen benutzt werden, verpflichtet. Ebenso 
sind es Personen, die nach dem Bestattungsgesetz die er-
forderlichen Sorgemaßnahmen zum Schutz der Gesund-
heit und der Totenruhe zu veranlassen haben. Lebte der 
Verstorbene im Zeitpunkt seines Todes in einem Kranken-
haus, einer Pflege- oder Gefangenenanstalt, einem Heim, 
einem Lager, einer Sammelunterkunft oder einer ähnlichen 
Einrichtung, so ist der Direktor oder Leiter des Kranken-
hauses, der Anstalt, des Heimes oder Lagers oder deren 
Beauftragte Verpflichteter im obigen Sinne, wenn Angehö-
rige innerhalb der für die Bestattung bestehenden Zeit nicht 
aufzufinden sind. Wird der Antrag von mehreren Personen 
gestellt, so haftet jeder einzelne als Gesamtschuldner. 
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§ 3 

Entrichtung und Beitreibung der Gebühren 
 
(1) Die Gebühren werden innerhalb eines Monats nach Zu-
gang des Gebührenbescheides fällig. Rückständige Ge-
bühren werden im Verwaltungszwangsverfahren nach 
Maßgabe des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der jeweils geltenden Fas-
sung eingezogen. 
 
(2) Von der Erhebung kann ganz oder teilweise abgesehen 
werden, wenn sie im Einzelfall eine unbillige Härte darstellt. 
Die Entscheidung trifft der Bürgermeister. 
 

§ 4 
Grabnutzungsgebühren 

 
Für die Überlassung von Reihengräbern und die Übertra-
gung von Grabnutzungsrechten für Wahlgräber und die 
Nutzung der Friedhofseinrichtungen und -anlagen außer-
halb der Trauerhallen werden folgende Gebühren erhoben:  
 
1. Reihengrabstätten 
a) Kinder bis einschl. 5. Lebensjahr    435,-- € 
b) Personen vom 6. Lebensjahr an    630,-- € 
c) Anonyme Reihengrabstätte                                  100,-- € 
 
2. Rasenreihengrabstätten 
a) Kinder bis einschl. 5. Lebensjahr    435,-- € 
b) Personen vom 6. Lebensjahr an    630,-- € 
 
3. Wahlgrabstätten  
Nutzungsgebühr je Grabstelle    730,-- € 
 
4. Urnengrabstätten 
a) Urnenreihengrabstätte    530,-- €  
b) Urnenwahlgrabstätte (bis zu 4 Urnen)    680,-- € 
c) für die Beisetzung einer Urne in einer      20,-- € 
 bereits belegten Reihen- bzw. Wahlgrabstätte 
 vor Ablauf der Ruhezeit 
d) Rasenurnenreihengrabstätte    530,-- € 
e) Anonyme Urnenreihengrabstätte      45,-- € 
f)   Baumurnenwahlgrabstätte                                   560,-- € 
 

§ 5 
Verlängerung der Nutzungszeit für Wahlgrabstätten 

 
(1) Für die Verlängerung der Nutzungsrechte an Wahlgrab-
stätten ist eine Gebühr zu entrichten. 
 
Sie beträgt pro Grabstelle jährlich      30,-- € 
 
(2) Für die Verlängerung der Nutzungsrechte an Urnen-
wahlgrabstätten ist eine Gebühr zu entrichten. 
 
Sie beträgt jährlich      25,-- € 
 
(3) Für die Verlängerung der Nutzungsrechte an Baumur-
nenwahlgrabstätten ist eine Gebühr zu entrichten. 
 
Sie beträgt jährlich                                                      30,-- € 
 

§ 6 
Bestattungsgebühren 

 
Für das Ausheben und Schließen eines Grabes werden 
folgende Gebühren erhoben: 

 
1. Bestattung in Reihengrabstätten und Rasenreihengrab-
stätten 
 
a) Kinder bis einschl. 5. Lebensjahr    190,-- € 
b) Personen vom 6. Lebensjahr an    430,-- € 
 
2. Bestattung in Wahlgrabstätten je Grabstelle    460,-- € 
 
3. Beisetzung in Urnengrabstätten, Rasenurnenreihen-
grabstätten und Baumurnengrabstätten 
 
je Grabstelle    180,-- € 
 
4. Zuschlag für Ausheben und Schließen eines         
Grabes am Samstag                                                 100,-- € 
 

§ 7 
Umbettung von Leichen bzw. Urnen 

 
(1) Für die Ausgrabung einer Leiche  
 
a) Kinder bis einschl. 5. Lebensjahr                          810,-- € 
 
b) Personen vom 6. Lebensjahr an          1.190,-- € 
 
Mit dieser Gebühr sind das Öffnen und Schließen der be-
legten Grabstätte und Mithilfe beim Herausheben des Sar-
ges (Gestellung eines Friedhofsbaggers mit Fahrer) abge-
golten. 
 
(2) Für die Ausgrabung einer Urne                    300,-- € 
 
Mit dieser Gebühr sind das Öffnen und Schließen der be-
legten Urnengrabstätte abgegolten. 
 
(3) Etwa notwendige Särge sind vom Auftraggeber zu stel-
len. 
 

§ 8 
Nutzung der Kapelle bzw. Leichenhalle 

 
1. Benutzung der Kapelle für Trauerfeiern 
    gemäß § 14 der Friedhofssatzung    490,-- € 
 
2. Benutzung der Leichenhalle pro Tag      25,-- € 
 

§ 9 
Genehmigung von Grabdenkmälern 

 
Für die Prüfung von Anträgen zur Aufstellung von Grab-
denkmälern werden folgende Gebühren erhoben. 
 
Sie beträgt                                                          20,-- €. 
 

§ 10 
Instandhaltung und Pflege nach Einebnung 

 
Wird die Grabstätte frühzeitig eingeebnet, wird für die Zeit 
bis zum Ablauf der Ruhezeit eine Gebühr für die Pflege 
und Instandhaltung der Grabstätte erhoben. 
 
Sie beträgt jährlich     30,-- €. 
 
Mit der Einebnung der Grabstätte wird die Gebühr für die 
gesamte noch verbleibende Nutzungs- bzw. Ruhezeit fällig. 
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§ 11 

Zulassung von Gewerbetreibenden 
und Sondergenehmigungen 

 
Für die Zulassung von Gewerbetreibenden  
wird je Antrag eine Gebühr erhoben in Höhe von     20,-- €. 
 
Die Zulassung gilt für die Dauer eines Jahres. 
 
Für sonstige, zusätzliche, oder nicht im Voraus bestimmba-
re Leistungen der Verwaltung (Sondergenehmigungen),  
werden Gebühren je Arbeitsstunde in Höhe von       40,-- € 
erhoben, die vom Antragsteller zu entrichten sind. 
 

§ 12 
Rechtsmittel 

 
Gegen die Gebührenfestsetzung kann innerhalb eines Mo-
nats nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht 
Minden erhoben werden. 
 

§ 13 
Inkrafttreten 

 
(1) Die Satzung tritt am 01.01.2015 in Kraft. 

 
(2) Gleichzeitig treten die Friedhofsgebührensatzung 

vom 20.11.2012 und alle übrigen entgegenste-
henden ortsrechtlichen Vorschriften außer Kraft. 

 
Bekanntmachungsanordnung: 

 
Die Friedhofsgebührensatzung der Gemeinde Extertal vom 
22.12.2014 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 
a)  eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

 
b)  diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 

bekannt gemacht worden, 
 
c)  der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder 
 
d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 

der Gemeinde Extertal vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Extertal, den 22.12.2014 
 
Gemeinde Extertal 
Der Bürgermeister 
 
 
Hans Hoppenberg 

Kr.Bl.Lippe 29.12.2014 
 
 
 

 
639 Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasser-

versorgungssatzung der Gemeinde Extertal 
vom 07.12.1981 in der Fassung der 9. Ände-
rungssatzung 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14.07.1994 (GV.NRW.S.666), zuletzt geändert 
durch Artikel I des Gesetzes vom 30.06.2009 
(GV.NRW.S.380) hat der Rat der Gemeinde Extertal in sei-
ner Sitzung am 22.12.2014 folgende 9. Satzung zur Ände-
rung der Beitrags- und Gebührensatzung zur Wasserver-
sorgungssatzung der Gemeinde Extertal vom 07.12.1981 
beschlossen: 
 
§ 9  
 
Abs. 1 bis 4 ändern sich wie folgt: 
 
(1) Die Wassergebühr wird als Grundgebühr und als 

Verbrauchsgebühr erhoben. Die Verbrauchsgebühr 
wird nach der Menge des bezogenen Wassers be-
rechnet; Berechnungseinheit ist der Kubikmeter 
Wasser. Der Wasserverbrauch wird durch Messein-
richtungen festgestellt und in den Fällen des § 23 
Abs. 2 der Wasserversorgungssatzung geschätzt. 

 
(2) Die nach Abs. 1 Satz 3 ermittelte Wassermenge wird 

auch dann der Gebührenberechnung zugrunde ge-
legt, wenn sie ungenutzt, z. B. durch Rohrbruch oder 
offenstehende Zapfstellen, hinter der Messeinrich-
tung verlorengegangen ist. 

 
(3) Die Grundgebühr beträgt bei Messeinrichtungen mit 

einer Nennleistung 
 
 bis 5 m³ 123,60 € jährlich 

bis 10 m³ 247,20 € jährlich 
bis 20 m³ 370,80 € jährlich 
über 20 m³ 494,40 € jährlich. 

 
Bei der Berechnung der Grundgebühr wird der Monat, 
in dem die Messeinrichtung erstmalig eingebaut oder 
endgültig ausgebaut wird, je als voller Monat gerech-
net. Wird die Wasserbereitstellung wegen Wasser-
mangels, Störungen im Betrieb, betriebsnotwendiger 
Arbeiten oder aus anderen Gründen länger als einen 
Monat unterbrochen, so wird für die Zeit der Unter-
brechung, abgerundet auf volle Monate, keine Grund-
gebühr erhoben. 

 
(4) Die Verbrauchsgebühr beträgt je Kubikmeter 1,08 €. 
 
§ 16 
 
ändert sich wie folgt: 
 
Die Änderungssatzung tritt am 01.01.2015 in Kraft. 
 
Gleichzeitig tritt insoweit die Beitrags- und Gebührensat-
zung zur Wasserversorgungssatzung der Gemeinde Exter-
tal vom 07.12.1981 in der Fassung der 8. Änderungssat-
zung außer Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich  

bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher  

beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der  
 Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte  
 Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor
 den, die den Mangel ergibt. 
 
Gemeinde Extertal 
Der Bürgermeister 
FG I.3 - Wirtschaftsbetriebe 
AZ.: I.3 - Fr/Km 
 
32699 Extertal, 22.12.2014 
 
 
gez. 
(Hans Hoppenberg) 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 29.12.2014 
 
 
 
640 Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässe-

rungssatzung der Gemeinde Extertal vom 
27.11.1991 in der Fassung der 10. Änderungs-
satzung 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 14.07.1994 (GV.NRW.S.666), zuletzt geändert 
durch Artikel I des Gesetzes vom 30.06.2009 
(GV.NRW.S.380) hat der Rat der Gemeinde Extertal in sei-
ner Sitzung am 22.12.2014 folgende 10. Satzung zur Ände-
rung der Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässe-
rungssatzung der Gemeinde Extertal vom 27.11.1991 be-
schlossen: 
 
§ 10  
 
Abs. 3 wird wie folgt neu gefasst: 
 
Die Abwassergebühr beträgt: 
 
Schmutzwasser 
 
Grundgebühr je Grundstücksanschluss 111,60 €/jährlich 
 
Zusatzgebühr pro Kubikmeter verbrauchten Frischwassers 
3,71 €. 
 
 
 

 
Bei Einleitung mittels Druckentwässerung wird ein Nach-
lass 
von 0,02 € je cbm gewährt. 
 
Die Messung der Abwassermenge durch andere von der 
Gemeinde anerkannte Geräte kann zugelassen werden. 
 
Niederschlagswasser 
 
Bei der Einleitung von Niederschlagswasser in die öffentli-
che Kanalisation muss je Berechnungseinheit (je volle  
10 qm) für jedes angefangene Jahr 9,00 € gezahlt werden. 
 
Erstattung für die Einleitung von Niederschlagswasser, für 
das bereits eine Regenwassergebühr erhoben wird, in die 
Schmutzwasserkanalisation 
 
Wird der Gebührenpflichtige zur Zahlung von Nieder-
schlagswassergebühren herangezogen und nutzt dieses 
Niederschlagswasser als Brauchwasser, welches über ei-
nen Nebenzähler gemessen und als Schmutzwasser abge-
rechnet wird, so erhält er hierfür eine Erstattung von 1,61 € 
pro cbm und Jahr. 
 
§ 15 
 
wird wie folgt neu gefasst: 
 
Die Änderungssatzung tritt am 01.01.2015 in Kraft. 
 
Gleichzeitig tritt insoweit die Beitrags- und Gebührensat-
zung zur Entwässerungssatzung der Gemeinde Extertal 
vom 27.11.1991 in der Fassung der 9. Änderungssatzung 
vom 17.06.2013 außer Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich  

bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher  

beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der  
 Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte  
 Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor
 den, die den Mangel ergibt. 
 

Gemeinde Extertal 
Der Bürgermeister 
FG I.3 - Wirtschaftsbetriebe 
AZ.: I.3 - Fr/Km 
 

32699 Extertal, 22.12.2014 
 
 

gez. 
(Hans Hoppenberg) 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 29.12.2014 
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Gemeinde Kalletal 
 
641 14. Änderung der Hauptsatzung der Gemeinde 

Kalletal vom 12. Dezember 2014 
 
Aufgrund von § 7 Abs. 3 Satz 1 in Verbindung mit § 41 
Abs. 1 Satz 2 Buchstabe f) der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein – Westfalen (GO NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666 ff.) 
- in der zurzeit geltenden Fassung - hat der Rat der Ge-
meinde Kalletal in seiner Sitzung am 11. Dezember 2014 
mit der Mehrheit der gesetzlichen Anzahl der Mitglieder des 
Rates die folgende 14. Satzung zur Änderung der Haupt-
satzung der Gemeinde Kalletal beschlossen: 
 

§ 1 
 
§ 15 (Öffentliche Bekanntmachung) der Hauptsatzung der 
Gemeinde Kalletal erhält folgende Fassung:  
 

(1) Öffentliche Bekanntmachungen der Gemeinde 
Kalletal, die durch Rechtsvorschrift vorgeschrie-
ben sind, werden im „Kreisblatt – Amtsblatt des 
Kreises Lippe und seiner Städte und Gemeinden“ 
vollzogen. Die öffentliche Bekanntmachung ist mit 
Ablauf des Erscheinungstages des Kreisblattes 
vollzogen.  
 
Zusätzlich erfolgt eine Veröffentlichung auf der In-
ternetseite der Gemeinde Kalletal 
(www.kalletal.de).  
 

(2) Zeit, Ort und Tagesordnung der Ratssitzungen 
werden durch Aushang (Anschlag)  

 
o an der Bekanntmachungstafel im Eingangs-

bereich des Neubaus des Rathauses „Rintel-
ner Straße 3“, 32689 Kalletal,  
 
sowie  
 

o im Bekanntmachungskasten am Altbau des 
Rathauses „Rintelner Straße 3“, 32689 Kalle-
tal,  

 
öffentlich bekannt gemacht. Darüber hinaus erfolgt 
eine zusätzliche Bekanntmachung auf der Inter-
netseite der Gemeinde Kalletal (www.kalletal.de).
  
 
Bei der Bestimmung der Dauer des Aushangs 
sind die in der Geschäftsordnung festgelegten La-
dungsfristen zu beachten. Auf den jeweiligen Be-
kanntmachungen sind der Zeitpunkt des Aushan-
ges und der Zeitpunkt der Abnahme zu bescheini-
gen. Die Abnahme darf frühestens am Tage nach 
der Ratssitzung erfolgen. Für die Rechtswirksam-
keit der Beschlüsse ist die Veröffentlichung im In-
ternet nicht erforderlich.  
 
 
 
 
 
 
 
 

 
(3) Ist eine öffentliche Bekanntmachung in der durch 

Absatz 1 festgelegten Form infolge höherer Ge-
walt oder sonstiger unabwendbarer Ereignisse 
nicht möglich, so erfolgt die Bekanntmachung er-
satzweise durch Aushang (Anschlag)  

 

o an der Bekanntmachungstafel im Eingangs-
bereich des Neubaus des Rathauses „Rintel-
ner Straße 3“, 32689 Kalletal,  
 
sowie  
 

o im Bekanntmachungskasten am Altbau des 
Rathauses „Rintelner Straße 3“, 32689 Kalle-
tal.   

 

Ist der Hinderungsgrund entfallen, wird die öffent-
liche Bekanntmachung nach Absatz 1 unverzüg-
lich nachgeholt.  
 

§ 2 
 

Vorstehende 14. Änderungssatzung der Hauptsatzung der 
Gemeinde Kalletal tritt nach Ihrer Veröffentlichung im 
„Kreisblatt – Amtsblatt des Kreises Lippe und seiner Städte 
und Gemeinden“ in Kraft.   
 

Bekanntmachungsanordnung 
 

Die 14. Änderung der Hauptsatzung der Gemeinde Kalletal 
vom 12. Dezember 2014 wird hiermit öffentlich bekannt-
gemacht.  
 

Hinweis nach § 7 Abs. 6 Gemeindeordnung NRW: 
 

Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein – Westfalen (GO NRW) beim Zustan-
dekommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht wer-
den kann, es sei denn  
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt,  
 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekanntgemacht worden,  
 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder  
 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Gemeinde Kalletal vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.   

 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung der 14. Sat-
zung zur Änderung der Hauptsatzung der Gemeinde Kalle-
tal vom 12. Dezember 2014 ist auf der Internetseite der 
Gemeinde Kalletal www.kalletal.de/Bekanntmachungen 
einsehbar. 
 
Kalletal, den 12. Dezember 2014 
 
In Vertretung: 
 
 
(Fischer) 

Kr.Bl.Lippe 29.12.2014 
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Stadt Lage 
 
642 Aufforderung zur Einreichung von Wahlvor-

schlägen für die Wahl des Bürgermeisters der 
Stadt Lage am 13. September 2015 

 
Gemäß § 75 b Abs. 1 Satz 1 der Kommunalwahlordnung -
KWahlO- vom 31. August 1993 (GV. NRW. 1993 S. 592, 
967) zuletzt geändert durch 11. ÄndVO vom 3. Dezember 
2013 (GV. NRW. S. 730), fordere ich hiermit zur Einrei-
chung von Wahlvorschlägen für 
 
die Wahl des Bürgermeisters der Stadt Lage 
 
auf. 
 
Auf die Bestimmungen der §§ 15 bis 17 sowie §§ 46 b und 
46 d Abs. 1 und 2 Kommunalwahlgesetz –KWahlG- i. d. F. 
der Bekanntmachung vom 30. Juni 1998 (GV.NRW.S.454) 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 09. April 2013 
(GV.NRW.S.194) und der §§ 25, 26 und 31 sowie der §§ 
75 a und 75 b KWahlO weise ich hin. 
 
Wahlvorschläge können von politischen Parteien im Sinne 
des Artikels 21 des Grundgesetzes (Parteien), von Grup-
pen von Wahlberechtigten (Wählergruppen) und von ein-
zelnen Wahlberechtigten (Einzelbewerbern), eingereicht 
werden. 
 
Staatsangehörige der anderen Mitgliedsstaaten der Euro-
päischen Union (Unionsbürger), die in Deutschland woh-
nen, sind unter den gleichen Voraussetzungen wie Deut-
sche wählbar. 
 
Für die Wahlvorschläge sind amtliche Vordrucke zu ver-
wenden, die vom Wahlleiter der Stadt Lage, Lange Straße 
72, 32791 Lage (Rathaus) Zimmer 18 oder 29, während 
der Dienststunden kostenlos abgegeben werden. 
 
I. Vorschläge für die Wahl des Bürgermeisters 
 
1. Der Wahlvorschlag soll nach dem Muster der Anlage 11 

d zur KWahlO eingereicht werden. Er muss enthalten: 
 

- Den Namen und ggf. die Kurzbezeichnung der Par-
tei oder Wählergruppe, die den Wahlvorschlag ein-
reicht; andere Wahlvorschläge können auch durch 
ein Kennwort des Wahlvorschlagsträgers gekenn-
zeichnet werden; 

 
- Familienname, Vornamen, Beruf, Tag der Geburt, 

Geburtsort und Anschrift (Hauptwohnung) sowie 
Staatsangehörigkeit des Bewerbers. 

 
2. Der Wahlvorschlag der Partei oder Wählergruppe muss 

von der für das Wahlgebiet zuständigen Leitung unter-
zeichnet sein (§ 15 Absatz 2 Satz 1 KWahlG). Bei an-
deren Wahlvorschlägen muss der Unterzeichner des 
Wahlvorschlags im Wahlgebiet wählbar sein; § 46 d 
Abs. 1 Satz 2 KWahlG bleibt unberührt. 
Aus dem Wahlvorschlag sollen ferner Namen und An-
schrift der Vertrauensperson und der stellvertretenden 
Vertrauensperson hervorgehen. 

 
 
 
 

 
3. § 26 Abs. 3 KWahlO gilt sinngemäß. Die Unterstüt-

zungsunterschriften sind auf amtlichen Formblättern 
nach Anlage 14 c zur KWahlO zu erbringen; bei der An-
forderung der Formblätter ist die Bezeichnung des 
Wahlvorschlagsträgers, bei Parteien und Wählergrup-
pen auch deren Kurzbezeichnung anzugeben. 

 
4. § 26 Abs. 4 Nr. 1 bis 4 KWahlO gilt mit der Maßgabe 

sinngemäß, dass die Zustimmungserklärung nach dem 
Muster der Anlage 12 c zur KWahlO abzugeben ist und 
der Bewerber darauf zu versichern hat, dass er für kei-
ne andere Wahl zum Bürgermeister oder Landrat kan-
didiert; die Erklärung kann auch auf dem Wahlvorschlag 
nach dem Muster der Anlage 11 d zur KWahlO abge-
geben werden. Für die Bescheinigung der Wählbarkeit 
durch die zuständige Gemeinde ist das Muster der An-
lage 13 b zur KWahlO zu verwenden; die Bescheini-
gung kann auch auf dem Wahlvorschlag nach dem 
Muster der Anlage 11 d zur KWahlO abgegeben wer-
den. 
Die Niederschrift über die Versammlung der Partei oder 
Wählergruppe zur Aufstellung des Bewerbers soll nach 
dem Muster der Anlage 9 c zur KWahlO, die Versiche-
rung an Eides Statt nach dem Muster der Anlage 10 c 
zur KWahlO abgegeben werden. 

 
5. Für gemeinsame Wahlvorschläge (§ 46d Abs. 3 

KWahlG) gelten die Nummern 1 bis 4 entsprechend. Es 
sind dabei jeweils alle Wahlvorschlagsträger zu benen-
nen. Ein gemeinsamer Wahlvorschlag muss von der 
jeweiligen für das Wahlgebiet zuständigen Leitung aller 
Wahlvorschlagsträger unterzeichnet sein. Unterstüt-
zungsunterschriften nach dem Muster der Anlage 14c 
sind beizubringen, wenn keiner der Wahlvorschlagsträ-
ger die Voraussetzungen des § 15 Abs. 2 Satz 2 des 
Gesetzes erfüllt. 

 
6. Jeder Wahlvorschlag darf nur einen Bewerber enthalten 

(§ 46d KWahlG). Wer gemäß der Gemeindeordnung 
wählbar ist, kann sich selbst vorschlagen; für einen sol-
chen Vorschlag gelten die Regelungen für Einzelbe-
werber entsprechend.  
§ 15 Abs. 2 Satz 3 KWahlG findet mit der Maßgabe 
Anwendung, dass die dort genannten Wahlvorschläge 
von mindestens fünfmal soviel Wahlberechtigten, wie 
die Vertretung Mitglieder hat, persönlich und hand-
schriftlich unterzeichnet sein müssen. 
Für die Stadt Lage sind gemäß § 3 Abs. 2 a KWahlG 40 
Vertreter zu wählen. Der Wahlvorschlag für die Wahl 
des Bürgermeisters muss daher von mindestens 200 
Wahlberechtigten unterzeichnet sein. Dies gilt nicht, 
wenn der bisherige Bürgermeister als Bewerber vorge-
schlagen wird. 

 
7. Bewerber können nicht gleichzeitig für die Wahl zum 

Bürgermeister oder Landrat in anderen Gemeinden und 
Kreises kandidieren (§ 46 d Abs. 2 KWahlG) 
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II. Termin für die Einreichung der Wahlvorschläge 
 
Die Wahlvorschläge für die Wahl sind bis spätestens 
 
27. Juli 2015 (48. Tag vor der Wahl), 18.00 Uhr, (Aus-
schlussfrist) 
 
beim Wahlleiter der Stadt Lage, Lange Straße 72, 32791 
Lage (Rathaus) Zimmer 18 oder 29, einzureichen. 
 
Es wird dringend empfohlen, die Wahlvorschläge so recht-
zeitig einzureichen, dass mögliche Mängel, die die Gültig-
keit der Wahlvorschläge berühren, noch vorher beseitigt 
werden können. 
 
Lage, den 05. Dezember 2014 
 
 
gez. Thorsten Paulussen 
als Wahlleiter für die Wahl des Bürgermeisters 
der Stadt Lage 

Kr.Bl.Lippe 29.12.2014 
 
 
 
643 Satzung vom 17. Dezember 2014 zur 9. Ände-

rung der Gebührensatzung zur Satzung über 
die Abfallentsorgung in der Stadt Lage 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 1994 (GV 
NRW S. 666), der §§ 5 und 9 des Abfallgesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (LAbfG NRW) vom 21. Juni 
1988 (GV NRW S. 250), des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 
(KrWG) vom 24.02.2012 (BGBl. I 2012, S. 212 ff.) und der 
§§ 1, 2, 4  und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober 
1969 (GV NRW S. 712) in den jeweils gültigen Fassungen, 
sowie des § 21 der Satzung über die Abfallentsorgung in 
der Stadt Lage hat der Rat der Stadt Lage in seiner Sitzung 
vom  17. Dezember 2014 folgende Satzung beschlossen: 
 

I. 
 
In § 2 der Gebührensatzung zur Satzung über die Ab-
fallentsorgung in der Stadt Lage wird Absatz 2 durch fol-
gende Neufassung ersetzt:  
 
1. Die Gebühren betragen jährlich 

a) Grundgebühr je Haushalt  36,12 € 
b) Grundgebühr je Betrieb  19,08 € 

 
c) für einen System-Abfallbehälter (einschließlich Be-

hältermiete) 
 

60 l  grau  bei vierwöchentlicher Entleerung    
      40,20 € 

60 l  grau  bei 14-täglicher Entleerung (Ausnahme)
     72,12 € 

80 l  grau  bei vierwöchentlicher Entleerung 
     47,16 € 

80 l  grau  bei 14-täglicher Entleerung (Ausnahme)
     86,16 € 

120 l  grau  bei vierwöchentlicher Entleerung 
     61,32 € 

120 l  grau  bei 14-täglicher Entleerung (Ausnahme)
     114,36 € 
 

 
240 l  grau  bei vierwöchentlicher Entleerung 

     103,56 € 
240 l  grau  bei 14-täglicher Entleerung (Ausnahme)

     198,96 € 
 

  40 l  grün     27,60 € 
  60 l  grün    39,00 € 
  80 l  grün  (alle 14-täglich geleert) 50,52 € 
  80 l  grün  (Saison-Biotonne) 29,04 € 
120 l  grün 7     3,44 € 
120 l  grün  (Saison-Biotonne) 42,36 € 
240 l  grün               142,20 € 

240 l  grün  (Saison-Biotonne)  81,96 € 
  
d) für einen System-Abfallbehälter mit 1.100 l Nutzinhalt 
 

bei monatlich einmaliger Leerung  
Eigentumscontainer   399,60 € 
Mietcontainer    470,88 € 

 
bei 14-täglicher Entleerung  
Eigentumscontainer     843,72 € 
Mietcontainer      915,00 € 

 
bei wöchentlich einmaliger Leerung  
Eigentumscontainer   1.689,96 € 
Mietcontainer    1.761,24 € 
 
bei  2 x wöchentlicher Leerung  
Eigentumscontainer   3.375,24 € 
Mietcontainer    3.446,52 € 

 
e) für einen Abfallsack mit 70 l  Nutzinhalt  

je Stück          3,50 € 
 

II. 
 
Diese Satzung tritt am 01. Januar 2015 in Kraft.  
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Änderungssatzung zur Gebührensatzung 
zur Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt Lage 
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes  Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden, 

c) die Bürgermeisterin/der Bürgermeister hat den Sat-
zungsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Lage vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 
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Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung der Satzung 
vom 17. Dezember 2014 zur 9. Änderung der Gebühren-
satzung zur Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt 
Lage ist auf der Internetseite der Stadt Lage 
„www.lage.de/Aktuelles/Bekanntmachungen“ einsehbar. 
 
Lage, den 17. Dezember 2014 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. C. Liebrecht 

Kr.Bl.Lippe 29.12.2014 
 
 
 
644 Entgeltordnung für die Benutzung der Freibä-

der und des Hallenbades der Stadt Lage vom 
17.12.2014 

 
Aufgrund des § 41 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom 14. Juli 1984 in der z. Z. gültigen 
Fassung, hat der Rat in seiner Sitzung am 17.12.2014 fol-
gende Entgeltordnung erlassen: 
 
A. Hallenbad/Freibäder 
 

Erwachsene 
 

a) Einzelkarte       3,50 € 
b) Feierabendkarte (werktags ab 
    17.00 Uhr/nur Freibäder      2,00 € 
c) Familien-Tageskarte      7,00 € 
    zzgl. 1,00 € je Kind bis 18 Jahre 
d) Zehnerkarte     32,00 € 
e) Blockkarte (25er)     75,00 € 
f) Blockkarte (50er)   140,00 € 

 
Kinder ab 2. Lebensjahr, Jugendliche bis 
18 Jahren, Studenten mit Ausweis,  
Frühschwimmer (nur Hallenbad) 
Schwerbehinderte, 

 
a) Einzelkarte       2,20 € 
b) Feierabendkarte (werktags ab 
    17.00 Uhr/nur Freibäder      1,20 €  
c) Zehnerkarte     20,00 € 
d) Blockkarte (25er)    47,00 € 
e) Blockkarte (50er)     90,00 € 

 
Die Laufzeit der Zehnerkarten ist auf 1 Jahr, die Laufzeit 
der Blockkarten auf  2 Jahre begrenzt. 
 
Schüler der Schulen der Stadt Lage im 
Rahmen des Unterrichts       0,50 € 
(innere Verrechnung aus Schuletat) 
 
Schwimmer ortsansässiger Schwimmvereine  1,20 € 
ab dem 18. Lebensjahr im Rahmen des Vereinsschwim-
mens 
 
 
 
 
 
 

 
Sozialhilfeempfänger und Arbeitslose in besonderen Fällen 
bei Vorlage einer Berechtigungskarte vom Sozialamt 
 
Erwachsene        2,00 € 
Kinder, Jugendliche bis 18 Jahre      1,20 € 
 
Schwimmunterricht (15 UE) 
 
Erwachsene       90,00 € 
Kinder, Jugendliche bis 18 Jahren     65,00 € 
 
Aqua-Fitness (10 UE)     70,00 € 
 
Verlust eines Schlüsselarmbandes 
mit Schlüssel        33,00 € 
Besondere Verunreinigungen    17,00 € 
(darüber hinaus nach Aufwand) 
 
B. Freibäder 
 

Freibäder Lage und Hörste 
 
Saisonkarte /Erwachsene    60,00 €  
Saisonkarte /Kinder u. Jugendliche   36,00 €  
Saison-Familienkarte    96,00 € 
 
Im Vorverkauf (bis zur Eröffnung der jeweiligen 
Freibadsaison) gelten folgende Preise: 
 
Saisonkarte /Erwachsene    54,00 €  
Saisonkarte /Kinder u. Jugendliche   32,50 €  
Saison-Familienkarte    86,50 € 

 
Der Förderverein Freibad Werreanger e.V. und der 
Waldfreibad Hörste e.V. erhalten jeweils 10 % des 
Verkaufserlöses, der durch sie im Vorverkauf ver-
äußerten Saisonkarten. Die Erlöse sind zweckge-
richtet für das jeweilige Freibad einzusetzen. 

 
Diese Entgeltordnung tritt am 01. Januar 2015 in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Entgeltordnung für die Benutzung der 
Freibäder und des Hallenbades der Stadt Lage wird hiermit 
bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigenverfahren wurde nicht durchge-
führt. 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss 
vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber 
der Stadt Lage vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 
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Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung der Entgelt-
ordnung für die Benutzung der Freibäder und des Hallen-
bades der Stadt Lage vom 17. Dezember 2014 ist auf der 
Internetseite der Stadt Lage 
www.lage.de/Aktuelles/Bekanntmachungen einsehbar. 
 
Lage, den 17. Dezember 2014 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. Liebrecht 

Kr.Bl.Lippe 29.12.2014 
 
 
 
645 Satzung vom 17. Dezember 2014 zur 5. Ände-

rung der Gebührensatzung vom 17.12.2009 zur 
Straßenreinigungssatzung der Stadt Lage 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), des § 
3 des Gesetzes über die Reinigung öffentlicher Straßen 
(StrReinG NRW) vom 18.12.1975 (GV. NRW S. 706) und 
der §§ 4, und 6 des Kommunalabgabengesetzes NRW 
vom 21.Oktober 1969 (GV NRW S. 712/SGV NRW 610) in 
den jeweils gültigen Fassungen hat der Rat der Stadt Lage 
in seiner Sitzung am 17. Dezember 2014 folgende Ände-
rungssatzung beschlossen: 
 

Artikel 1 
 
§ 2 Abs. 4 und 5 werden wie folgt geändert: 
 
(4) Die Benutzungsgebühr je Frontmeter (Absätze 1 bis 3) 

beträgt für die Sommerreinigung jährlich: 
 

− in Reinigungsklasse S1 (Reinigung verkehrsberu-
higter Bereich und Fußgängerzone) 20,08 € 

 
− in Reinigungsklasse S2 (Reinigung inner-/über-

örtlicher Verkehrsstraßen)    0,45 € 
 
(5) Für die Winterwartung wird -unabhängig von der Reini-

gungshäufigkeit- zusätzlich eine  Benutzungsgebühr 
erhoben. Die Benutzungsgebühr je Frontmeter (Abs. 1 
bis 3) beträgt jährlich: 

 
− in Reinigungsklasse W1 (Winterwartung für den Be-

reich S1)    0,42 € 
 
− in Reinigungsklasse W2 (Winterwartung Anlieger-

/Verkehrsstraße)   0,66 € 
 
− in Reinigungsklasse W3 (eingeschränkte Winterwar-

tung)    0,28 € 
 
Artikel 2 
 
Diese Satzung tritt am 01. Januar 2015 in Kraft. 
 
 
 
 
 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende Änderungssatzung zur Gebührensatzung 
zur Straßenreinigungssatzung der Stadt Lage wird hiermit 
öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Lage vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt.  

 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung der Satzung 
vom 17. Dezember 2014 zur 5. Änderung der Gebühren-
satzung vom 17.12.2009 zur Straßenreinigungssatzung der 
Stadt Lage ist auf der Internetseite der Stadt Lage 
„www.lage.de/Aktuelles/Bekanntmachungen“ einsehbar. 
 
Lage, den 17. Dezember 2014 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. C. Liebrecht 

Kr.Bl.Lippe 29.12.2014 
 
 
 
646 Hebesatzsatzung zur Festsetzung der Real-

steuerhebesätze der Stadt Lage für die Haus-
haltsjahre 2015 und 2016 Vom 17. Dezember 
2014 

 
Aufgrund der §§ 7, 41 und 77 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 14. Juli 1994 (GV 
NRW S. 666 / SGV NRW 2023), des § 16 des Gewerbe-
steuergesetzes vom 15. Oktober 2002 (BGBI. I S. 4167) 
und des § 25 des Grundsteuergesetzes vom 07. August 
1973 (BGBI. I S. 965), jeweils in der derzeit gültigen Fas-
sung, hat der Rat der Stadt Lage in seiner Sitzung am  
17. Dezember 2014 folgende Hebesatzsatzung beschlos-
sen: 
 

I. 
 
Die Hebesätze für die im Gebiet der Stadt Lage erhobe-
ne(n) Grundsteuern und Gewerbesteuer werden für die 
Haushaltsjahre 2015 und 2016 wie folgt festgesetzt: 
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1. Grundsteuer 

a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe 
(Grundsteuer A) auf 220 v. H. (unverändert) 

b) für die Grundstücke  
(Grundsteuer B) auf 423 v. H. 

 
2. Gewerbesteuer auf  418 v. H. (unverändert) 
 

II. 
 
Die Satzung tritt am 01.01.2015 in Kraft.  
Gleichzeitig tritt die Hebesatzsatzung zur Festsetzung der 
Realsteuerhebesätze der Stadt  Lage für die Haushaltsjah-
re 2014 und 2015 vom 12.12.2013 mit Wirkung ab 
01.01.2015 außer Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Vorstehende Hebesatzsatzung zur Festsetzung der Real-
steuerhebesätze der Stadt Lage für die Haushaltsjahre 
2015 und 2016 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden,  

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vor-
her beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt vorher gerügt und dabei die verletzte Rechts-
vorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt. 

 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung der Satzung 
vom 17. Dezember 2014, Hebesatzsatzung zur Festset-
zung der Realsteuerhebesätze der Stadt Lage für die 
Haushaltsjahre 2015 und 2016, ist auf der Internetseite der 
Stadt Lage 
„www.lage.de/Aktuelles/Bekanntmachungen“ einsehbar. 
 
Lage, den 17. Dezember 2014 
 
Stadt Lage 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. C. Liebrecht 

Kr.Bl.Lippe 29.12.2014 
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Alte Hansestadt Lemgo 
 
647 3. Änderungssatzung vom 16.12.2014 zur Sat-

zung über die Erhebung von Abwassergebüh-
ren der Alten Hansestadt Lemgo in der Form 
der 2. Änderung vom 24.06.2013 

 
Auf Grund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen sowie der §§ 1, 2, 4, 6, 8 und 10 
des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen und des § 65 des Wassergesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen jeweils in der aktuellen Fassung in 
Verbindung mit der Entwässerungssatzung der Alten Han-
sestadt Lemgo ebenfalls in der aktuellen Fassung hat der 
Rat der Alten Hansestadt Lemgo in seiner Sitzung am                 
folgende Satzung beschlossen: 
 

Artikel 1 
 
§ 3 wird wie folgt geändert: 
 

§ 3 
Gebührenmaßstäbe 

 
( 1 ) Die Stadt Lemgo erhebt getrennte Abwassergebühren 
für die Beseitigung von Schmutz- und Niederschlagswas-
ser (Sammeln, Fortleiten, Behandeln, Einleiten, Versickern, 
Verregnen und Verrieseln sowie das Entwässern von Klär-
schlamm im Zusammenhang mit der Beseitigung des Ab-
wassers). 
 
(2) Die Schmutzwassergebühr bemisst sich nach dem 
Frischwassermaßstab (§ 4). 
 
(3) Die Niederschlagswassergebühr bemisst sich auf der 
Grundlage der Quadratmeter der überdachten und/oder 
befestigten Fläche auf den angeschlossenen Grundstü-
cken, von denen Niederschlagswasser abflusswirksam in 
die öffentliche Abwasseranlage gelangen kann (§ 5). 
 

Artikel 2 
 
§ 5 wird wie folgt geändert: 
 

§ 5 
Niederschlagswassergebühr 

 
(1) Grundlage der Gebührenberechnung für das Nieder-

schlagswasser ist die Quadratmeterzahl der überdach-
ten Fläche und/oder befestigten Grundstücksfläche, von 
denen Niederschlagswasser leitungsgebunden oder 
nicht leitungsgebunden abflusswirksam in die öffentli-
che Abwasseranlage gelangen kann. Eine nicht lei-
tungsgebundene Zuleitung liegt insbesondere vor, 
wenn von überdachten und/oder befestigten Flächen 
oberirdisch aufgrund des Gefälles Niederschlagswasser 
in die öffentliche Abwasseranlage gelangen kann. Je 
angefangene 75 m2 überdachte und/oder befestigte ab-
flusswirksame Fläche ist eine Berechnungseinheit. 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
(2) Die überdachten und/oder befestigten Flächen werden 

im Wege der  Befragung der Eigentümer der ange-
schlossenen Grundstücke ermittelt. Der Grundstücksei-
gentümer ist verpflichtet, der Stadt Lemgo auf Anforde-
rung die Quadratmeterzahl der überdachten und/oder 
befestigten Flächen sowie die an die öffentliche Abwas-
seranlage angeschlossenen abflusswirksamen Flächen 
auf seinem Grundstück mitzuteilen (Mitwirkungspflicht). 
Insbesondere ist er verpflichtet, zu einem von der Stadt 
Lemgo vorgelegten Lageplan über die überdachten 
und/oder versiegelten sowie abflusswirksamen Flächen 
auf seinem Grundstück Stellung zu nehmen und mitzu-
teilen, ob diese Flächen durch die Stadt Lemgo zutref-
fend ermittelt wurden. Auf Anforderung der Stadt Lem-
go hat der Grundstückseigentümer einen Lageplan oder 
andere geeignete Unterlagen vorzulegen, aus denen 
sämtliche überdachten und/oder befestigten Flächen 
entnommen werden können. Soweit erforderlich, kann 
die Stadt Lemgo die Vorlage weiterer Unterlagen for-
dern. Kommt der Grundstückseigentümer seiner Mitwir-
kungspflicht nicht nach oder liegen für ein Grundstück 
keine geeigneten Angaben/Unterlagen des Grund-
stückseigentümers vor, wird die überdachte und/oder 
befestigte sowie abflusswirksame Fläche von der Stadt 
Lemgo geschätzt.  

 
(3) Wird die Größe der überdachten und/oder befestigten 

Fläche verändert, so hat der Grundstückseigentümer 
dies der Stadt Lemgo innerhalb eines Monates nach 
Abschluss der Veränderung anzuzeigen. Für die Ände-
rungsanzeige gilt § 5 Abs. 2 entsprechend. Die verän-
derte Größe der überdachten und/oder versiegelten 
Fläche wird mit dem 1. Tag des Monats berücksichtigt, 
nach dem die Änderungsanzeige durch den Gebühren-
pflichtigen der Stadt Lemgo zugegangen ist.  

 
(4) Wird eine Anlage zur Versickerung von Niederschlags-

wasser betrieben und ist bei der Anlage aufgrund der 
topographischen und/oder geologischen Verhältnisse 
weiterhin ein zusätzlicher Notüberlauf oder eine Sicker-
drainage (Mulden-Rigolen-System) mit Anschluss an 
die öffentliche Abwasseranlage erforderlich, so werden 
die an die Versickerungsanlage angeschlossenen 
überdachten und befestigten Flächen bei der Ermittlung 
der berücksichtigungsfähigen Fläche nach § 5 Abs. 1 
zu 20 % berücksichtigt. Voraussetzung ist, dass die 
Versickerungsanlage nach dem Arbeitsblatt A 138 der 
Deutschen Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser 
und Abfall e.V. (in der jeweils gültigen Fassung) be-
messen ist und der Bemessung ein Bemessungsregen 
zugrunde liegt, der in 5 Jahren einmal erreicht oder 
überschritten wird (Überschreitungshäufigkeit n = 0,2 in 
1/a). 

 
(5) Bei Dachbegrünungen wird bei der Ermittlung der be-

rücksichtigungsfähigen Flächen nach § 5 Abs. 1 die be-
grünte Fläche zu 50 % berücksichtigt. Gemäß der 
Richtlinie für die Planung, Ausführung und Pflege von 
Dachbegrünungen (FLL 1995) muss die Dachbegrü-
nung eine ökologisch wirksame Wasserrückhaltung von 
mindestens 50 % aufweisen. 
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(6) Wird eine Anlage zur Nutzung des Niederschlagswas-

sers betrieben, so werden die an die Regenwassernut-
zungsanlage angeschlossenen überdachten Flächen 
bei der Ermittlung der berücksichtigungsfähigen Fläche 
nach § 5 Abs. 1 nicht berücksichtigt. Besteht ein offen-
kundiges Missverhältnis zwischen der an die Regen-
wassernutzungsanlage angeschlossenen und befestig-
ten Flächen, der Zisternengröße und der Nutzung des 
Regenwassers, so ist im Einzelfall eine Abweichung 
von Satz 1 möglich. 

 
(7) Die Gebühr für die überdachten und/oder befestigten 

Grundstücksflächen, von denen Niederschlagswasser 
leitungsgebunden oder nicht leitungsgebunden in die 
öffentliche Abwasseranlage gelangen kann, beträgt je 
Berechnungseinheit (75 m2) jährlich 54,31 EUR. 

 
Artikel 3 

 
Diese Satzung tritt zum 01.01.2015 in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die 3. Änderungssatzung vom 16.12.2014 zur Satzung 
über die Erhebung von Abwassergebühren der Alten Han-
sestadt Lemgo in der Form der 2. Änderungssatzung vom 
24.06.2013 wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, daß eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NW vom 
02.09.1994, S. 666) beim Zustandekommen dieser Sat-
zung (ortsrechtlichen Bestimmung) nach Ablauf eines Jah-
res seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend ge-
macht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) diese Satzung (ortsrechtliche Bestimmung) ist nicht 
ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluß (Ratsbe-
schluß) vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Alten Hansestadt Lemgo vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Lemgo, 16.12.2014 
 
 
(Dr. Austermann) 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 29.12.2014 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
648 4. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der 

Alten Hansestadt Lemgo 
 
Der Rat der Alten Hansestadt Lemgo hat aufgrund des § 7 
Abs. 3 i.V.m. § 41 Abs. 1 S. 2 Buchst. f der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV 
NRW S. 666 ff.), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 19. Dezember 2013 (GV.NRW S. 878), am 
20.10.2014 mit Mehrheit der gesetzlichen Anzahl der 
Ratsmitglieder die folgende 4. Satzung zur Änderung der 
Hauptsatzung der Alten Hansestadt Lemgo vom 
26.10.2010 beschlossen: 
 
(Hinweis: 1. Änderungssatzung am 19.12.2011, 2. Ände-
rungssatzung am 15.04.2013, 3. Änderungssatzung am 
03.07.2014) 
 
Artikel I 
 
§ 11 wird wie folgt neu gefasst: 
 
§ 11 Integrationsrat 
 
(1) Die Alte Hansestadt Lemgo bildet einen Integrationsrat, 

wenn mindestens 200 Wahlberechtigte gemäß 27 Abs. 
3 Satz 1 GO NRW dies beantragen. 

(2) Der Integrationsrat besteht aus 13 Mitgliedern, davon 
aus 7 gemäß § 27 Abs.2 Satz 1 GO NRW direkt ge-
wählten Mitgliedern und 6 gemäß § 27 Abs. 2 Satz 4 
GO NRW vom Rat bestellten Ratsmitgliedern. 

(3) Die Wahl der Mitglieder des Integrationsrates findet 
grundsätzlich am Tag der Kommunalwahl statt. Der Rat 
der Alten Hansestadt kann in den Fällen des § 27 Abs. 
1 Sätze 2 und 3 GO NRW auch einen anderen Wahltag 
festlegen. 

(4) Der Rat erlässt für die Wahl eine Wahlordnung. 
 
Artikel II 
 
§ 16 (2) Buchstabe c erhält folgenden Wortlaut: 
 
a) Verträge, deren Abschluss ein Geschäft der laufenden 

Verwaltung gemäß § 41 Abs . 3 GO NRW darstellt und 
die aufgrund öffentlicher oder beschränkter Ausschrei-
bung abgeschlossen werden; 

 
Artikel III 
 
§ 16 (2) Buchstabe d erhält folgenden Wortlaut: 
 
b) Freihändige Vergaben sowie die Vergabe von Pla-

nungsaufträgen bis zu einem Geschäftswert von 
30.000,00 EUR (Nettobetrag), soweit ein Vergabever-
fahren vorgeschaltet war. 

 
Artikel IV 
 
Die 4. Änderung der Hauptsatzung der Alten Hansestadt 
Lemgo tritt mit dem Tage nach der öffentlichen Bekannt-
machung in Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 

 
Die  
 
4. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Alten 
Hansestadt Lemgo vom 24.11.2014 
 
wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW vom 
02.09.1994, S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 19. Dezember 2013 (GV.NRW. S. 878), 
beim Zustandekommen dieser Satzung (ortsrechtlichen 
Bestimmung) nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung (ortsrechtliche Bestimmung) ist nicht 
ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Alten Hansestadt Lemgo vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeich-
net worden, die den Mangel ergibt. 

 
Lemgo, 24.11.2014 
 
 
 
(Dr. Austermann) 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 29.12.2014 
 
 
 
649 3. Änderungssatzung vom 16.12.2014 zur Sat-

zung über die Erhebung von Vergnügungs-
steuer in der Alten Hansestadt Lemgo (Ver-
gnügungssteuersatzung) vom 12.12.2006 

 
Aufgrund des § 7 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666/SGV NRW 2023), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 19.12.2013 (GV. NRW. S. 
878), und der §§ 1 bis 3 und § 20 Abs. 2 Buchst. b des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW S. 
712/SGV NRW 610), zuletzt geändert Gesetz vom 
13.12.2011 (GV. NRW. S. 687), hat der Rat der Stadt 
Lemgo in seiner Sitzung vom 15.12.2014 die folgende Sat-
zung beschlossen: 
 
Die Satzung über die Erhebung von Vergnügungsteuer in 
der Alten Hansestadt Lemgo (Vergnügungssteuersatzung) 
vom 12.12.2006 (veröffentlicht im Amtsblatt des Kreises 
Lippe vom 27.12.2006, Seite 749 ff), zuletzt geändert durch 
die 2. Änderungssatzung vom 20.12.2011 (veröffentlicht im 
Amtsblatt des Kreises Lippe vom 27.12.2011, Seite 814f) 
wird wie folgt geändert: 
 
 
 

 
Artikel I 
 
§ 10 Abs. 2 -- Nach dem Einspielergebnis bzw. der Anzahl 
der Apparate – wird wie folgt geändert: 
 
Die Steuer beträgt je Apparat und angefangenen Kalen- 
dermonat bei der Aufstellung  
 
1. in Spielhallen oder ähnlichen Unternehmen (§ 1 Nr. 5 

a) bei  
 Apparaten mit Gewinnmöglichkeit  
   19 v.H. des Einspielergebnisses 

 Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit 
   35 Euro 
 
2. in Gastwirtschaften und sonstigen Orten (§ 1 Nr. 5 b) 

bei  
Apparaten mit Gewinnmöglichkeit  

   12 v.H. des Einspielergebnisses 
 Apparaten ohne Gewinnmöglichkeit 
   20 Euro 
 
3. in Spielhallen, Gastwirtschaften und an sonstigen Orten 

(§ 1 Nr. 5 a und b) bei Apparaten, mit de nen Gewalttä-
tigkeiten gegen Menschen und/oder Tiere dargestellt 
werden oder die die Verherrlichung oder Verharmlo-
sung des Krieges oder pornographische und die Würde 
des Menschen verletzende Praktiken zum Gegenstand 
haben  700 Euro 

 
Artikel II 
 
Die Änderungssatzung tritt am 1. Januar 2015 in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
Die 3. Änderungssatzung vom 16.12.2014 zur Satzung 
über die Erhebung von Vergnügungssteuer in der Alten 
Hansestadt Lemgo (Vergnügungssteuersatzung) vom 
12.12.2006 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW vom vom 14. 
Juli 1994 (GV NRW S. 666/SGV NRW 2023), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 19.12.2013 (GV. NRW. S. 878), 
beim Zustandekommen dieser Satzung (ortsrechtlichen 
Bestimmung) nach Ablauf eines Jahres seit dieser Be-
kanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann, 
es sei denn, 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

b) diese Satzung (ortsrechtliche Bestimmung) ist nicht 
ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss (Ratsbe-
schluss) vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Alten Hansestadt Lemgo vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Lemgo, 16.12.2014 
 
 
Dr. Austermann 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 29.12.2014 
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Stadt Lügde 
 
650 Auslegung des Entwurfs der Haushaltssatzung 

der Stadt Lügde für das Haushaltsjahr 2015 
 
Es wird hiermit bekannt gegeben, dass der Entwurf der 
Haushaltssatzung der Stadt Lügde für das Haushaltsjahr 
2015 mit Haushaltsplan und Anlagen gem. § 80 Abs. 3 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
zur Zeit geltenden Fassung in der Zeit vom 05. Januar 
2015 während des Beratungsverfahrens im Rat bei der 
Stadt Lügde – Rathaus - , Zimmer 19, Am Markt 1, 32676 
Lügde, während der nachfolgenden Dienststunden zur Ein-
sichtnahme öffentlich ausliegt: 
 
montags 
7.30 Uhr – 12.45 Uhr und 14.00 Uhr – 18.00 Uhr 
 
dienstags bis mittwochs 
7.30 Uhr – 12.45 Uhr 
 
donnerstags 
7.30 Uhr – 12.45 Uhr und 14.00 Uhr – 16.00 Uhr 
 
freitags 
7.30 Uhr – 12.00 Uhr. 
 
Gegen den Entwurf können Einwohner oder Abgabepflich-
tige innerhalb einer Frist von 14 Tagen nach Beginn der 
Auslegung schriftlich oder zur Niederschrift Einwendungen 
erheben. 
 
Einwendungen werden im Rathaus – Zimmer 19 –, Am 
Markt 1, 32676 Lügde entgegen genommen. Über die Ein-
wendungen entscheidet der Rat der Stadt Lügde in öffentli-
cher Sitzung. 
 
Lügde, den 08. Dezember 2015 
 
Stadt Lügde 
Der Bürgermeister 
 
 
Heinz Reker 

Kr.Bl.Lippe 29.12.2014 
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Stadt Schieder-Schwalenberg 
 
651 11. Satzung zur Änderung der Gebührensat-

zung zur Satzung über die Abfallentsorgung in 
der Stadt Schieder-Schwalenberg vom 3. De-
zember 2014 

 
Aufgrund des § 7 i.V.m. § 41 Abs. 1 Satz 2 lit. f) der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW S. 
666 ff.) und der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgaben-
gesetzes -KAG- vom 21.10.1969 (GV NW S. 712 ff.) in den 
z.Zt. geltenden Fassungen hat der Rat der Stadt Schieder-
Schwalenberg in seiner Sitzung am 02.12.2014 folgende 
Satzung beschlossen: 
 

I. 
 
§ 5 erhält folgende Fassung: 
 

§ 5 
Höhe und Bemessungsgrundlage der Gebühren für 

Systemabfallbehälter 
 
(1) Für die Grundstücke, die mittels Systemabfallbehälter 
(60, 80, 120 und 240 Liter) entsorgt werden, ist eine jährli-
che Benutzungsgebühr zu zahlen, die sich wie folgt zu-
sammensetzt: 
 
1.1 Grundgebühr je Haushalt 
 

bis zu 2 Personen in Höhe von 56,64 € 
bei mehr als zwei Personen in 
Höhe von  

63,00 € 

 
1.2 Grundgebühr je Betrieb in Höhe von 63,00 € 
 
2. Gefäßgebühr für jeden grauen Abfallbehälter bei 

4-wöchentlicher Entleerung 
 

a) mit 60 Liter Nutzinhalt 37,68 € 
b) mit 80 Liter Nutzinhalt 50,28 € 
c) mit 120 Liter Nutzinhalt 75,36 € 
d) mit 240 Liter Nutzinhalt 150,72 € 

 
3. Gefäßgebühr für jeden grünen Abfallbehälter bei 

2-wöchentlicher Entleerung 
 

a) mit 60 Liter Nutzinhalt 37,68 € 
b) mit 80 Liter Nutzinhalt 50,28 € 
c) mit 120 Liter Nutzinhalt 75,36 € 
d) mit 240 Liter Nutzinhalt 150,72 € 

 
4. Gefäßgebühr für jeden zusätzlichen grünen Ab-

fallbehälter bei 2-wöchentlicher Entleerung in den 
Monaten Mai bis November (Saison-Biotonne) 

 
a) mit 80 Liter Nutzinhalt 29,33 € 
b) mit 120 Liter Nutzinhalt 43,96 € 
c) mit 240 Liter Nutzinhalt 87,92 € 

 
(2) Für den Austausch eines Systemabfallbehälters, der auf 
Antrag des Gebührenpflichtigen erfolgt, wird eine Tausch-
gebühr in Höhe von 11,00 € erhoben. 
 
 
 

 
(3) Als Haushalt im Sinne von Abs. 1 Nr. 1.1 gelten die in 
einer Wohnung lebenden und zusammen wirtschaftenden 
Personen und Familienmitglieder. Im Zweifelsfall ist das 
Bestehen einer gemeinsamen Wohn- und Wirtschaftsge-
meinschaft durch den Gebührenpflichtigen nachzuweisen. 
Für die Feststellung der in einem Haushalt lebenden Per-
sonenzahl ist die Zahl der dort mit Erst- oder Zweitwohnsitz 
gemeldeten Personen ausschlaggebend. 
 
(4) Als Betrieb im Sinne von Abs. 1 Nr. 1.2 gelten insbe-
sondere 
 
- Gewerbe- und Industriebetriebe 
- Öffentliche und private Einrichtungen (Krankenhäu-

ser, Altenheime, Schulen, Kindergärten) 
- Verwaltungen, Sparkassen und Banken, Versiche-

rungen 
- Hotels und Pensionen, Restaurants, Gaststätten, 

Cafes, Imbissstuben 
- Einzelhandelsgeschäfte, Bäckereien, Metzgereien, 

Friseurgeschäfte u.ä. 
- Handwerksbetriebe 
- Berufe mit Geschäfts- und Praxisräumen 
- sonstige, nicht ausschließlich zu Wohnzwecken die-

nende Grundstücke. 
 

II. 
 
§ 6 erhält folgende Fassung: 
 

§ 6 
Gebühren für Müllgroßbehälter und Abfallsäcke 

 
(1) Für Grundstücke, die mittels Müllgroßbehälter (1.100 
Liter) entsorgt werden, ist eine Benutzungsgebühr in Höhe 
von 48,53 € je Entleerung zu zahlen. 
 
Werden die Müllgroßbehälter vom beauftragten Abfuhrun-
ternehmer gestellt und unterhalten, so erhöhen sich die 
jährlichen Gebühren für jeden Müllgroßbehälter um 71,30 
€. 
 
(2) Die Gebühren für einen Abfallsack mit 70 Liter Nutzin-
halt betragen pro Stück 3,50 €. 
 

III. 
 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2015 in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 11. Satzung zur Änderung der Gebühren-
satzung zur Satzung über die Abfallentsorgung in der Stadt 
Schieder-Schwalenberg wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
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a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 
beanstandet oder  

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Schieder-Schwalenberg vorher gerügt und dabei 
die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache be-
zeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Schieder-Schwalenberg, 3. Dezember 2014 
 
 
Gert Klaus 
- Bürgermeister - 

Kr.Bl.Lippe 29.12.2014 
 
 
 
652 5. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung 

zur Entwässerungssatzung der Stadt Schieder-
Schwalenberg vom 3. Dezember 2014 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), der § 1, 2, 4, 6 bis 8 und 10 des Kommunalabgabengeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV NRW 1969, S. 712), und des § 65 
des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LWG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. 
Juni 1995 (GV. NRW. 1995, S. 926) in den zurzeit geltenden Fassungen in Verbindung mit der Entwässerungssat-
zung der Stadt Schieder-Schwalenberg vom 02.07.1996 hat der Rat der Stadt Schieder-Schwalenberg in seiner Sit-
zung am 02.12.2014 die folgende Satzung beschlossen: 
 

I. 
 
§ 4 Absatz 6 erhält folgende Fassung: 
 

§ 4 
Schmutzwassergebühren 

 
(6) Die Gebühr beträgt je Kubikmeter Schmutzwasser 

4,33 €. 
 

II. 
 
§ 5 Absatz 8 erhält folgende Fassung: 
 

§ 5 
Niederschlagswassergebühr 

 
(8) Die Gebühr beträgt für jeden Quadratmeter bebauter 

bzw. überbauter und/oder befestigter Fläche im Sinne 
des Absatzes 1 jährlich 0,72 €. 

 
III. 

 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2015 in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 5. Satzung zur Änderung der Gebühren-
satzung zur Entwässerungssatzung der Stadt Schieder-
Schwalenberg wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
 
 
 

 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen -GO NW- beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Schieder-Schwalenberg vorher gerügt und da-
bei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Schieder-Schwalenberg, den 3. Dezember 2014 
 
 
   Gert Klaus 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 29.12.2014 
 
 
 
653 12. Satzung zur Änderung der Gebührensat-

zung zur Wasserversorgungssatzung der Stadt 
Schieder-Schwalenberg vom 3. Dezember 2014 

 
Aufgrund der §§ 7 und 41 Abs. 1 lit. f der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen -GO NW- in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW S. 
666) und der §§ 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen -KAG NW- vom 
21.10.1969 (GV NW S. 712), jeweils in den zur Zeit gelten-
den Fassungen, in Verbindung mit der Wasserversor-
gungssatzung der Stadt Schieder-Schwalenberg vom 
23.02.1982 (Kreisblatt Lippe vom 10.03.1982) hat der Rat 
der Stadt Schieder-Schwalenberg in seiner Sitzung am 
02.12.2014 folgende Änderungssatzung beschlossen: 
 

I. 
 
§ 2 Abs. 3 und 4 erhält folgende Fassung: 
 

§ 2 – Gebührenmaßstab und Gebührensatz 
 
(3) Die Grundgebühr beträgt bei Wasserzählern mit einer 
Nennleistung 
 
  von 3 bis 7 cbm   
    5,00 € je Monat 
  von 10 cbm   
   14,00 € je Monat 
  von 11 bis 20 cbm  
   28,00 € je Monat 
  über 20 cbm   
   50,00 € je Monat 
 
Bei der Berechnung der Grundgebühr wird der Monat, in 
dem der Wasserzähler erstmalig eingebaut oder endgültig 
ausgebaut wird, jeweils als voller Monat mitgerechnet. 
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(4) Die Verbrauchsgebühr beträgt, unabhängig von der 
verbrauchten Menge, 1,16 € je cbm. 
 

II. 
 
§ 3 Abs. 4 erhält folgende Fassung 
 

§ 3 – Wassergebühren für Baudurchführungen 
und für sonstige vorübergehende Zwecke 

 
(4) Der Gebührensatz beträgt 1,16 € je cbm. 
 

III. 
 

Inkrafttreten 
 
Die vorstehende Satzung tritt am 01.01.2015 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die 11. Satzung zur Änderung der Gebüh-
rensatzung zur Wasserversorgungssatzung der Stadt 
Schieder-Schwalenberg vom 08.12.2010 außer Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende 12. Satzung zur Änderung der Gebühren-
satzung zur Wasserversorgungssatzung der Stadt Schie-
der-Schwalenberg wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen -GO NW- beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt, 

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Schieder-Schwalenberg vorher gerügt und da-
bei die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache 
bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Schieder-Schwalenberg, den 3. Dezember 2014 
 
 
Gert Klaus 
- Bürgermeister - 

Kr.Bl.Lippe 29.12.2014 
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Abwasserwerke Blomberg 
 
654 Jahresabschluss der Abwasserwerke Blom-

berg zum 31.12.2013 
 
Der Rat der Stadt Blomberg hat am 17. Dezember 2014 
den Jahresabschluss und den Lagebericht zum 31.12.2013 
festgestellt und über die Gewinnverwendung wie folgt be-
schlossen: 
 
 Bilanzsumme  33.761.334,21 € 
 Jahresgewinn       123.730,43 € 
 
Der oben genannte Jahresgewinn 2013 wird wie folgt ver-
wendet: 

a) 15.339,00 € für die Abführung der Eigenkapitalver-
zinsung an die Stadt Blomberg  

b) 108.391,43 € Einstellung in die allgemeine Rückla-
ge 

 
Jahresabschluss und Lagebericht liegen bis zur Feststel-
lung des Jahresabschlusses 2014 
 
bei den Abwasserwerken Blomberg, Nederlandstr. 15, 

I. Geschoß, Blomberg, 
 
während der Öffnungszeiten zur Einsichtnahme aus. 
 
Der abschließende Vermerk der Gemeindeprüfungsanstalt 
NRW über die Prüfung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichtes lautet wie folgt: 
 

Abschließender Vermerk der GPA NRW 
 
Die GPA NRW ist gemäß § 106 GO NRW gesetzlicher Ab-
schlussprüfer des Betriebes Abwasserwerke Blomberg. Zur 
Durchführung der Jahresabschlussprüfung zum 31.12.2013 
hat sie sich der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft BPW 
Treuhand GmbH, Bünde, bedient. 
 
Diese hat mit Datum vom 22.07.2014 den nachfolgend 
dargestellten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk er-
teilt: 
 
„Wir haben den Jahresabschluss –bestehend aus Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung sowie Anhang- unter Einbe-
ziehung der Buchführung und den Lagebericht der Abwas-
serwerke Blomberg, Blomberg, für das Wirtschaftsjahr vom 
01.01. bis 31.12.2013 geprüft.  
 
Die Buchführung und die Aufstellung von Jahresabschluss 
und Lagebericht nach den deutschen handelsrechtlichen 
Vorschriften und ergänzenden landesrechtlichen Vorschrif-
ten und den ergänzenden Bestimmungen der Satzung lie-
gen in der Verantwortung der Betriebsleitung der Einrich-
tung. Unsere Aufgabe ist es, auf der Grundlage der von 
uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung über den Jah-
resabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und 
über den Lagebericht abzugeben. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 
HGB und § 106 GO NRW unter Beachtung der vom Institut 
der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen 
Grundsätze ordnungsgemäßer Abschlussprüfung vorge-
nommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durch-
zuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf 
die Darstellung des durch den Jahresabschluss unter Be-
achtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit 
hinreichender Sicherheit erkannt werden. 
 
Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die 
Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit und über das wirt-
schaftliche und rechtliche Umfeld der Abwasserwerke 
Blomberg sowie die Erwartungen über mögliche Fehler be-
rücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung werden die Wirksam-
keit des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsys-
tems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung, 
Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Ba-
sis von Stichproben beurteilt. Die Prüfung umfasst die Be-
urteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und 
der wesentlichen Einschätzungen der Betriebsleitung der 
Einrichtung sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichtes. Wir sind 
der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend si-
chere Grundlage für unsere Beurteilung bildet. 
 
Meine Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt. 
 
Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung 
gewonnenen Erkenntnisse entspricht der Jahresabschluss 
den deutschen handelsrechtlichen und den ergänzenden 
landesrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Best-
immungen der Satzung und vermittelt unter Beachtung der 
Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermö-
gens-, Finanz- und Ertragslage der Einrichtung. Der Lage-
bericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, vermit-
telt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Ein-
richtung und stellt die Chancen und Risiken der künftigen 
Entwicklung zutreffend dar.“ 
 
Die GPA NRW hat den Prüfungsbericht der Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft BPW Treuhand GmbH ausgewertet und 
eine Analyse anhand von Kennzahlen durchgeführt. Sie 
kommt dabei zu folgendem Ergebnis: 
 
Der Bestätigungsvermerk des Wirtschaftsprüfers wird voll-
inhaltlich übernommen. Eine Ergänzung gemäß § 3 der 
Verordnung über die Durchführung der Jahresabschluss-
prüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrich-
tungen /JAP DVO) ist aus Sicht der GPA NRW nicht erfor-
derlich. 
 
Herne, den 09.12.2014 
Die Gemeindeprüfungsanstalt NRW 
Im Auftrag: 
 
gez. Matthias Middel 
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Bekanntmachungsanordnung 

 
Aufgrund des § 28 Abs. 3 der Eigenbetriebsverordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen vom 16. November 2004 
(GV..NRW S. 644) in der derzeit geltenden Fassung wird 
hiermit die Feststellung des Jahresabschlusses der Ab-
wasserwerke Blomberg für das Wirtschaftsjahr 2013 sowie 
der Abschließende Vermerk der Gemeindeprüfungsanstalt 
NRW vom 09.12.2014 öffentlich bekannt gemacht. 
 
Blomberg, den 18. Dezember 2014 
Abwasserwerke Blomberg 
 
 
(Bartonitschek) 
Betriebsleiter 

Kr.Bl.Lippe 29.12.2014 
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Jobcenter Lippe 
 
655 Öffentliche Zustellung über zwei Rückforde-

rungsbescheide vom 03.12.2014 für die Zeit 
vom 01.01.2013 bis 31.07.2013 an Frau Nadine 
Markmann 

 
An Frau Nadine Markmann sind am 03.12.2014 unter dem 
Aktenzeichen 6.221.2.20.02.0319 zwei Rückforderungsbe-
scheide erlassen worden.  
 
Die Bescheide können nicht zugestellt werden, da Frau 
Nadine Markmann unbekannt verzogen ist. 
 
Gemäß § 10 des Landeszustellungsgesetzes NRW vom 
07. März 2006 werden daher die Bescheide durch öffentli-
che Bekanntmachung zugestellt. Sie gelten als zugestellt, 
wenn seit dem Tage dieser Bekanntmachung mehr als 
zwei Wochen vergangen sind. Mit der Zustellung beginnt 
die Widerspruchsfrist, nach deren Ablauf Rechtsmittel 
grundsätzlich nicht möglich sind.  
 
Die Betroffene kann die Bescheide beim Jobcenter Lippe, 
Standort Oerlinghausen, Wirtschaftliche Hilfen, Rathaus-
platz 5, in 33813 Oerlinghausen, Zimmer 3 während der 
üblichen Dienstzeiten in Empfang nehmen. 
 
Oerlinghausen, den 03.12.2014 
 
Jobcenter Lippe 
Anstalt des öffentlichen Rechts 
-Der Vorstand- 
Wirtschaftliche Hilfen 
Im Auftrag 
 
 
Gez. Wolter 

Kr.Bl.Lippe 29.12.2014 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 1231 
 

 

 

Sparkasse Paderborn-Detmold 
 
656 Aufgebot einer Sparurkunde 
 
Die Sparurkunde Nr. 3519059285 ausgestellt von der 
Sparkasse Paderborn-Detmold als Rechtsnachfolger der 
Sparkasse Paderborn ist abhanden gekommen. 
Der Inhaber der Sparurkunde wird aufgefordert, seine 
Rechte binnen 3 Monaten unter Vorlage der Sparurkunde 
anzumelden. Wird die Sparurkunde nicht vorgelegt, wird 
sie für kraftlos erklärt. 
 
Paderborn, 10.12.2014 
 
Sparkasse Paderborn-Detmold 
Der Vorstand 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Sparkasse Paderborn-Detmold 
 
 
Annette Tuschen 

Kr.Bl.Lippe 29.12.2014 
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Volkshochschule Lippe-Ost 
 
657 Öffentliche Bekanntmachung des Jahresab-

schlusses des Zweckverbandes Volkshoch-
schule Lippe-Ost für das Haushaltsjahr 2010 

 
Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Volks-
hochschule Lippe-Ost hat in ihrer Sitzung am 02. Oktober 
2014 die von der Concunia Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
mbH geprüfte und mit einem uneingeschränkten Bestäti-
gungsvermerk versehene Jahresrechnung des Zweckver-
bandes Volkshochschule Lippe-Ost für das Haushaltsjahr 
2010 mit einer Bilanzsumme in Höhe von 358.288,95 € 
festgestellt und dem Verbandsvorsteher gemäß § 18 Abs. 
1 GkG in Verbindung mit § 96 Abs. 1 GO NRW uneinge-
schränkt Entlastung erteilt. 
 
Der Jahresabschluss des Zweckverbandes Volkshoch-
schule Lippe-Ost für das Haushaltsjahr 2010 mit seinen 
Anlagen wird hiermit gemäß § 18 Abs. 1 GkG in Verbin-
dung mit § 96 Abs. 2 GO NRW öffentlich bekannt gemacht. 
Er ist während der allgemeinen Öffnungszeiten, montags – 
donnerstags von 8:30 Uhr – 12:30 Uhr sowie dienstags von 
14:00 Uhr – 16:00 Uhr in der Hauptgeschäftsstelle der 
Volkshochschule in 32816 Schieder-Schwalenberg, Im 
Kurpark 1, Schloss Schieder, bis zur Feststellung des Jah-
resabschlusses 2011, zur Einsichtnahme verfügbar. 
 
Schieder-Schwalenberg, 02.12.2014 
 
 
gez. Gert Klaus 
(Verbandsvorsteher) 

Kr.Bl.Lippe 29.12.2014 
 
 
 
658 Öffentliche Bekanntmachung der Haushalts-

satzung des Zweckverbandes VHS Lippe-Ost 
für das Haushaltsjahr 2014 

 
Aufgrund der §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666) - in der zurzeit gülti-
gen Fassung - in Verbindung mit §§ 8 Abs. 1 und 18 Abs. 1 
des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 01. Oktober 1979 
(GV.NW. S. 621) - in der zurzeit gültigen Fassung - und 
des § 7 Abs. 1 Buchstabe b der Zweckverbandssatzung 
hat die Verbandsversammlung des Zweckverbandes 
Volkshochschule Lippe-Ost am 02.10.2014 folgende Haus-
haltssatzung beschlossen: 
 

§ 1  
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2014, der die für 
die Erfüllung der Aufgaben des Zweckverbandes voraus-
sichtlich anfallenden Erträge und entstehenden Aufwen-
dungen sowie eingehende Einzahlungen und zu leistende 
Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungsermächti-
gungen enthält, wird im Ergebnisplan mit 
 
Gesamtbetrag der Erträge auf 1.175.800 EUR 
Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 1.175.800 EUR 
 
 
 

 
im Finanzplan mit 
Gesamtbetrag der Einzahlungen aus lfd. Verwaltungstätig-
keit auf 1.175.800 EUR 
Gesamtbetrag der Auszahlungen aus lfd. Verwaltungstätig-
keit auf 1.174.800 EUR 
 
Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der Investitionstätig-
keit und 
der Finanzierungstätigkeit auf 0 EUR 
Gesamtbetrag 
der Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit und 
der Finanzierungstätigkeit auf 18.000 EUR 
festgesetzt. 
 

§ 2  
 
Kredite für Investitionen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 3  
 
Verpflichtungsermächtigungen werden nicht veranschlagt. 
 

§ 5 
 
Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung 
in Anspruch genommen werden können, wird auf 300.000 
EUR festgesetzt. 
 

§ 6  
 
Die Verbandsumlage wird auf 266.100 EUR festgesetzt. 
 
Schieder-Schwalenberg, 02.10.2014 
 
(Gert Klaus) 
Verbandsvorsteher 
 
Bekanntmachung der Haushaltssatzung 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung mit ihren Anlagen für 
das Haushaltsjahr 2014 wird hiermit öffentlich bekannt ge-
macht. Die Haushaltssatzung mit ihren Anlagen wurde 
gem. § 80 Abs. 5 GO NRW dem Landrat als untere staatli-
che Verwaltungsbehörde in Detmold mit Schreiben vom 
27.11.2014 angezeigt. Die nach § 19 Abs. 2 Satz 2 GkG 
erforderliche Genehmigung der Verbandsumlage wurde 
vom Landrat als untere staatliche Verwaltungsbehörde in 
Detmold mit Verfügung vom 04.12.2014 erteilt. 
Der Haushaltsplan liegt zur Einsichtnahme, bis zum Ende 
der Auslegung des Jahresabschlusses 2014 gemäß § 96 
Abs. 2 Gemeindeordnung NRW, während der Öffnungszei-
ten der VHS Lippe-Ost in der Geschäftsstelle in Schieder, 
Im Kurpark 1, 32816 Schieder-Schwalenberg öffentlich 
aus. 
 
Schieder-Schwalenberg, 08.12.2014 
 
 
(Gert Klaus) 
Verbandsvorsteher 

Kr.Bl.Lippe 29.12.2014 
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Einzelpreis dieser Nummer 0,61 € 
Bezug und Lieferung des Kreisblattes durch Kreis Lippe, Der Landrat, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold. 

Einzellieferung nur gegen Voreinsendung des Betrages zuzüglich Versandkosten auf das  
Konto 18  bei der Sparkasse Detmold  (BLZ 476 501 30). 

Bezugsgebühren jährlich 53,69 €. In den vorgenannten Preisen ist die gesetzliche Mehrwertsteuer enthalten.  
Redaktionsschluss jeweils am 1. bzw. 15. eines Monats um 16:00 Uhr, Erscheinungstermin jeweils am 10. bzw. 25. eines Monats. 

Herausgeber: Kreis Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold 

Verantwortlich für die veröffentlichten Texte sind die Städte und Gemeinden bzw. die jeweiligen Institutionen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


